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Bund und Länder haben sich am 22. April 2016 darauf ver-
ständigt, bis Ende Mai dieses Jahres eine faire Lastenvertei-
lung bei den Kosten für die Aufnahme, Unterbringung und 
Integration von Flüchtlingen in Deutschland zu vereinba-
ren. Absehbar ist, dass der Bund die Kommunen bei der 
Finanzierung der Unterbringung anerkannter Asylbewer-
ber unterstützen wird. Da diese Personengruppe in der 
Regel zunächst als arbeitssuchend geführt wird und Leis-
tungen aus dem SGB II (ALG II) erhält, rechnen die Kommu-
nen bei den Kosten der Unterbringung mit einer zusätzli-
chen Belastung von über 600 Millionen Euro jährlich.

Sowohl die Kommunalpolitische Vereinigung von CDU 
und CSU (KPV) als auch die kommunalen Spitzenverbände 
hatten in den vergangenen Wochen immer wieder eine 
stärkere Beteiligung sowohl des Bundes als auch der Länder 
an den zusätzlichen Ausgaben der Kommunen gefordert. 
Nach der Verständigung vom 22. April können die Kommu-
nen mit einer weiteren Bundesunterstützung in Höhe von 
500 Millionen Euro jährlich rechnen.

Die Verständigung vom 22. April ist eine sehr gute Nach-
richt und ein großer Erfolg für die Kommunen. Bund und 
Länder müssen die Kommunen mit den notwendigen 
finanziellen Mittel ausstatten, damit die Aufnahme der 
Menschen, die bei uns Schutz finden und die Eingliede-
rung in unsere Gesellschaft gelingen. Beim Übergang vom 
Asylbewerberleistungsgesetz ins SGB II müssen bisher die 
Kommunen ihren Anteil an den Kosten der Unterkunft tra-
gen. Die Kommunen werden trotz aktuell sinkender Flücht-
lingszahlen damit weiter finanziell in erheblichem Maße 
belastet.

Auch die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe, der 
Ausbau der Kinderbetreuung und der Schulen sowie die 
Kosten für Integrationslotsen und bedarfsgerechte Integra-
tionsangebote werden erhebliche kommunale Mittel bean-
spruchen. Dazu kommen die aufgelaufenen Kosten der 
Unterbringung und Versorgung von Flüchtlingen sowie die 
Kosten der Vorhaltung von Unterkünften und Infrastruk-
tur. Diese Kosten können die Kommunen nicht tragen. Die 
Finanzausstattung der Kommunen muss mit der wachsen-

Kommunen bei Integrationskosten nicht allein lassen 
Länder müssen Lücke bei steigenden Sozialausgaben ausgleichen

den Gesamtaufgabe „Integration und Eingliederung“ kurz-
fristig deutlich verbessert werden. 

In erster Linie sind die Länder gefordert, den zusätzli-
chen Finanzbedarf der Kommunen zu decken. Immerhin 
werden die Länder auch im Gegenzug mit jedem anerkann-
ten Asylbewerber finanziell entlastet, während Bund und 
Kommunen belastet werden. Die Rufe der Länder nach 
immer weiteren Hilfen des Bundes werden erst dann glaub-
würdig und verständlich, wenn alle Länder tatsächlich 
ihrer Verantwortung und Verpflichtung gegenüber ihren 
Kommunen nachkommen. Dazu gehört auch eine unge-
kürzte Weiterleitung der bundesseitig zur Verfügung 
gestellten Mittel entsprechend ihrer intendierten Verwen-
dung an die Kommunen.

Dass der Bund jetzt weitere 500 Millionen Euro jährlich 
bereitstellt, zeigt, dass die Sorgen und Nöte der Kommunen 
auf Bundesebene ernstgenommen werden. Ausdrücklicher 
Dank gilt dabei der Bundeskanzlerin. Sie hat sich seit 
Beginn der Flüchtlingskrise fast monatlich mit den kom-
munalen Spitzenverbänden getroffen, um über die Anlie-
gen und Nöte der Kommunen zu sprechen. Einer der drän-
gendsten finanziellen Aspekte war zuletzt die nun in 
Angriff genommene Entlastung bei den Kosten der Unter-
kunft. Dem Vernehmen nach hatte sich die Bundeskanzle-
rin persönlich dafür stark gemacht, die jetzt gefundene 
Lösung zu ermöglichen. Jetzt sind die Länder gefordert, die 
Lücke zwischen Bedarf und Bundesunterstützung zu 
schließen.
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„Wege in Ausbildung für Flüchtlinge“ 
Gemeinsame Initiative von Politik, Handwerk und Arbeitsagentur

Das Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF) hat gemein-
sam mit der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) und dem Zentralverband des 
Deutschen Handwerks (ZDH) eine Ini-
tiative „Wege in Ausbildung für 
Flüchtlinge“ gestartet. 

Rund die Hälfte der Flüchtlinge ist 
unter 25 Jahre alt, viele von ihnen 
haben eine gute Bleibeperspektive. 
Ihre Integration kann gelingen, wenn 
sie dabei unterstützt werden, einen 
Ausbildungsplatz zu bekommen und 
eine Ausbildung auch erfolgreich zu 
absolvieren. Sie sollen ihre Neigun-
gen und Stärken kennenlernen, 
indem sie praktische Erfahrungen in 
verschiedenen Berufsfeldern sam-
meln. Entscheidend dafür sind eine 
frühe Berufsorientierung und eine 
Begleitung hin zu einem Ausbil-
dungsplatz. Um dies zu erreichen, 
werden die Kompetenzen des Bun-
desbildungsministeriums, der Bun-
desagentur für Arbeit und des Hand-
werks gezielt gebündelt. Junge 
Flüchtlinge sollen so ganz praktisch 
und im direkten Kontakt mit Betrie-
ben auf eine Ausbildung im Hand-
werk vorbereitet werden.

Die Bereitschaft gerade der kleinen 
und mittleren Familienunternehmen 
im Handwerk, Flüchtlinge mit Bleibe-
perspektive auszubilden und zu 
beschäftigen, ist hoch. Das Hand-
werk stellt die erforderlichen Ausbil-
dungsplätze zur Verfügung. Ziel der 
Initiative ist eine nachhaltige Integra-
tion von nicht mehr schulpflichtigen 
Asylberechtigten und anerkannten 
jungen Flüchtlingen sowie Asylbe-
werbern oder Geduldeten mit Arbeits-
marktzugang in eine Ausbildung im 
Handwerk. Damit dies gelingen kann, 
ist ein ganzheitliches Qualifizie-
rungs- und Betreuungssystem erfor-
derlich, das die jungen Flüchtlinge 
durch eine intensive Sprachvermitt-
lung, fachliche Berufsorientierung 
und Berufsvorbereitung an das duale 
Ausbildungssystem heranführt.

Das Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung kann dafür auf 
bewährte Instrumente aus der Initia-
tive „Bildungsketten“ und dem 
„B erufsorientierungsprogramm 
(BOP)“ zurückgreifen. Mit dieser Initi-
ative werden junge Menschen am 

Übergang von der allgemeinbilden-
den Schule in Ausbildung individuell 
begleitet und unterstützt. Dieser 
Ansatz wird nun genutzt und ausge-
baut zu einem ganzheitlichen Prozess 
zur Integration von jungen Flüchtlin-
gen in eine betriebliche Ausbildung. 

Die Bundesagentur für Arbeit ent-
wickelt das Programm „Perspektive 
für junge Flüchtlinge im Handwerk“, 
mit dem sie ein breites Spektrum von arbeitsmarktlichen Förderinst-
rumenten bereitstellt. Die Bil-
dungszentren der Handwerks-
organisation sind durch ihr 
etabliertes Beratungs-, Orien-
tierungs- und Bildungsangebot 
ein zentrales Bindeglied zwi-
schen ausbildungsinteressier-
ten jungen Flüchtlingen und 
Handwerksbetrieben.

Das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung, die 
Bundesagentur für Arbeit und 
der Zentralverband des Deut-
schen Handwerks arbeiten 
dabei eng aufeinander abge-
stimmt zusammen:

Die Bundesagentur für 
Arbeit

• übernimmt durch die Berufs-
berater der zuständigen 
Arbeitsagentur/Jobcenter die 
zentrale Schnittstellenkom-
munikation durch individu-
elle Beratung und Vermitt-
lung von Flüchtlingen in die 
jeweils passenden Maßnah-
men, um den Gesamtprozess 
der Integration zu gewähr-
leisten.

• fördert mit ihren regionalen 
Arbeitsagenturen und Job-
centern den teilnehmenden 
Handwerksorganisationen 
ab April 2016 bis 2018 bis zu 
10.000 Jugendliche für einen 
Eintritt in eine betriebliche 
Ausbildung über das Pro-
gramm „Perspektive für 
junge Flüchtlinge im Hand-
werk“

Das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung

• bereitet durch das Förderpro-
gramm zur Berufsorientie-
rung für junge Flüchtlinge 

auf eine Ausbildung im Handwerk 
vor, und setzt dabei auf eine ver-
tiefte fachliche und praktische 
Berufsorientierung in den Bil-
dungszentren des Handwerks, die 
hier im staatlichen Bildungsauftrag 
tätig werden,

• stellt bereits im ersten Jahr 20 Milli-
onen Euro für das Programm zur 
Verfügung. Ziel ist die Integration 
von insgesamt 10.000 Flüchtlingen 



Mobile Wohncontainer in Holzbauweise 
Ein innovatives Projekt gegen Wohnraummangel

von Christian Haase MdB

Immer mehr Flüchtlinge kommen 
nach Deutschland, Studenten müssen 
lange Zugfahrten auf sich nehmen, 
um zur Universität zu gelangen und 
es gibt nicht genug sozialen Wohn-
bau. Für diese Probleme bietet die 
Zimmerei-Holzbau Helmut Schäfer 
GmbH & Co KG eine neue Lösung. Sie 
entwirft mobile Wohncontainer in 
Holzbauweise. Den ersten Prototypen 
habe ich mit meinem Kollegen Cajus 
Caesar besichtigt. Nach nur vier 
Wochen Planungszeit wurde der erste 
Wohncontainer unter dem Marken-
namen LivingCon auf dem Betriebs-
gelände der Zimmerei Schäfer präsen-
tiert.  Besonders überzeugt die 
Flexibilität der Wohncontainer. So 
können sie ohne Schwertransporter 
befördert und je nach Wunsch in 
Reihe oder mehrgeschossig angeord-
net werden.  

Bauweise

Die Firma LivingCon bietet 
momentan die Module „Asylbewer-
ber“, „Familie“ und „Wohnheim“ an, 
aber fertigt die Wohncontainer auch 
nach Kundenwunsch zum Beispiel als 
(Ferien-)Wohnung an. Die Bauzeit für 
das Standardmodul beträgt etwa zwi-
schen sechs bis zehn Arbeitstagen. 
Das Standardmodul wird aus zwei 
Containern zusammengesetzt mit 
jeweils 9,50 Meter Länge und drei  
Meter Breite. Insgesamt ergibt sich 
eine Wohnfläche von gut 50 Quadrat-
metern. Die Bauweise erfüllt die neus-

ten technischen Stan-
dards wie eine 
exzellente Energieeffi-
zienz (nach EnEV 2016) 
und stellt auch an sich 
die hohen Ansprüche 
des Brandschutzes 
(F60). Die Fassade wird 
verkleidet mit einem 
Wellprofil aus Stahl, 
welches in verschiede-
nen Farben erhältlich 
und kombinierbar ist 
zum Beispiel farblich 
abgesetzte Kantenpro-
file. Außerdem kann die Fassade auch 
mit Holz verkleidet werden zum Bei-
spiel Lärchenholz Rhombusprofil 
Natur inklusive Holzschutzlasur. 

Ausstattung

Alle Wohncontainer sind mit 
Anschlüssen für Wasser und Strom 
ausgestattet. Des Weiteren bietet das 
Standardmodul ein großzügiges Bade-
zimmer, zwei Küchen, einen Flur und 
Schlafräume. Elektronische Geräte 
können über ganz normale Steckdo-
sen angeschlossen werden und die 
Erwärmung der Wohnräume und 
Nasszelle übernehmen fünf Elektro-
Konvektoren. Je nach Ausstattung 
können sechs bis zehn Personen in 
einem Modul wohnen. Die Wohncon-
tainer werden auf Wunsch bereits mit 
Küche, Betten, Matratzen, Schränken 
etc. ausgestattet und schlüsselfertig 
geliefert. Der Quadratmeterpreis 
beträgt zwischen 850 und 1.500 Euro 
zzgl. Mehrwertsteuer abhängig von 

der Qualität und den Ausstattungs-
merkmalen.

Bedeutung für Kommunen

Das Projekt von LivingCon bietet 
Kommunen die Möglichkeit nach 
kurzer Planungs- und Umsetzungs-
zeit kurzfristig Wohnraum zur Verfü-
gung zu stellen. Aufgrund des starken 
Flüchtlingsstroms stehen die meisten 
Gemeinden unter einer starken finan-
ziellen Belastung und leiden unter 
Wohnraummangel. Die Wohncontai-
ner bieten dafür kurzfristig mobilen 
und bezahlbaren Wohnraum.  Auch 
für Universitätsstädte könnten die 
Wohnungscontainer eine Lösung 
sein. Häufig sind die Listen für Stu-
dentenwohnheime mehr als nur 
überfüllt und der übrige Wohnraum 
für die meisten Studenten nicht 
bezahlbar. Das Modul „Wohnheim“ 
stellt für 2 Bewohner je einen eigenen 
Raum zur Verfügung. Der Flur, die 
Küche und das Bad wird dann von den 
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in den kommenden zwei Jahren in 
eine Handwerks-Ausbildung.

Das Handwerk

• bietet in den Bildungszentren Teil-
nehmerplätze für eine vertiefte 
Berufsorientierung und Maßnah-
men der Arbeitsförderung und 
unterstützt den Praxisbezug durch 
betriebliche Praktika für die Teil-
nehmer der speziellen Berufsorien-
tierung,

• das Handwerk sichert ein Angebot 
von bis zu 10.000 Ausbildungsplät-
zen zu, so dass jede(r) Teilneh-
mende bei entsprechenden Voraus-
setzungen in einen geeigneten 
Betrieb in Ausbildung übernom-
men werden kann,

• unterstützt den Integrationsprozess 
junger Flüchtlinge in Ausbildung 
durch seine insgesamt rund 300 
Berater im Bereich Ausbildung, ein-
schließlich der Ausbildungsberater, 

an den 53 Handwerkskammern 
sowie Flüchtlingsbegleitern und 
perspektivisch auch Willkommens-
lotsen.

Die Initiative wird mit anderen 
Maßnahmen auf Bundes-, Landes-
ebene sowie regionaler Ebene koordi-
niert und für die Zielgruppe opti-
miert.
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Investitionsförderung für finanzschwache Kommunen
Bund verlängert Förderzeitraum

Das Bundesfinanzministerium hat 
angekündigt, die Forderung der Kom-
munalpolitischen Vereinigung der 
CDU und CSU Deutschlands (KPV) 
aufzugreifen und den Förderzeitraum 
für das Kommunalinvestitionsförde-
rungsgesetz (KInvFG) von drei auf 
fünf Jahre zu verlängern. In einem 
Schreiben aus dem Bundesfinanzmi-
nisterium heißt es: „Der Bundesregie-
rung ist es ein wichtiges Anliegen, 
dass die über das Sondervermögen 
‚Kommunalinvestitionsförderungs-
fonds‘ zur Verfügung stehenden 
Finanzhilfen in Höhe von 3,5 Milliar-
den Euro in finanzschwachen Kom-
munen auch in voller Höhe investiert 
werden. Daher wird das Bundesmi-
nisterium der Finanzen demnächst 
eine Gesetzesänderung zur Verlänge-
rung des Förderzeitraums und der 
Umsetzungsfristen des KInvFG um 
jeweils zwei Jahre auf den Weg brin-
gen.“

Die Kommunalpolitische Vereini-
gung der CDU und CSU Deutschlands 

hat sich bereits auf ihrer letzten Bun-
desvertreterversammlung am 14. 
November 2015 in Saarbrücken dafür 
ausgesprochen, den Förderzeitraum 
in § 5 Abs. 1 KlnvFG von drei auf fünf 
Jahre zu verlängern. Die nun ange-
kündigte Verlängerung wird aus-

drücklich begrüßt. So können beab-
sichtigte Maßnahmen vor Ort auch 
neben der Bewältigung des Flücht-
lingszustroms mit der notwendigen 
Sorgfalt umgesetzt werden.
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Bewohnern geteilt. Auch für die Fami-
lien in unseren Gemeinden könnte 
das Projekt von LivingCon ein neues 
zuhause bieten. Das Modul „Familie“ 
bietet ein Elternschlafzimmer, ein 

Kinderzimmer, Wohnzimmer, Bad/
WC, Küche und Flur.

Die Holzbauweise ist ökologisch 
nachhaltig und sehr hochwertig. Die 
Verwendung des nachwachsenden 

Rohstoffes Holz leistet zudem einen 
wichtigen Beitrag für den Klima-
schutz. Außerdem steht die Konstruk-
tionsweise laut Hersteller konventio-
nellen Bauten in der Lebensdauer und 
Wertbeständigkeit in nichts nach. Das 
Wohnkonzept von LivingCon stellt 
sich den ökologischen und demogra-
phischen Voraussetzungen unserer 
Gesellschaft. Ich freue mich über so 
ein innovatives Projekt und die 
enorme Kreativität der Handwerker in 
meinem Wahlkreis. Als Mitglied des 
Bauausschusses des Bundestages 
kann ich feststellen, dass wir gerade 
genau diese flexiblen Lösungen wün-
schen. Ich hoffe, dass viele Kommu-
nen das Angebot in ihre Überlegun-
gen aufnehmen.
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Ausbau der erneuerbaren Energien
Anreizregulierungsverordnung muss investitionsfreundlicher sein

Das Bundeswirtschaftsministerium 
hat den Referentenentwurf für die 
Novelle der Anreizregulierungsver-
ordnung in die Ressortabstimmung 
eingebracht. 

Dieser Entwurf hat für kommunale 
Unternehmen, aber auch für die an 

Verteilnetzen beteiligten Kommunen 
gravierende Konsequenzen. Für einen 
Großteil der kommunalen Unterneh-
men würden sich die Rahmenbedin-
gungen verschlechtern. Schätzungen 
gehen davon aus, dass 450 bis 500 
Millionen Euro in Zukunft dadurch in 
den kommunalen Haushalten fehlen 

würden. Dies kann nicht hingenom-
men werden.

Die Integration der regenerativen 
Energien findet überwiegend in den 
Verteilnetzen statt. Die Verteilnetze 
müssen modernisiert, ausgebaut und 
digitalisiert werden. Dazu muss der 
Regulierungsrahmen Freiräume und 
keine neuen Investitionshemmnisse 
schaffen. Schärfere Effizienzvorgaben 
und die Herausnahme von Altinvesti-
tionen wirken kontraproduktiv. Auch 
bei der Umsetzung der Energiewende 
muss die bisher kommunalfreundli-
che Politik der unionsgeführten Bun-
desregierung fortgesetzt werden.

Der Bundeswirtschaftsminister ist 
dringend aufgefordert, eine investiti-
onsfreundlichere Fassung der Anreiz-
regulierungsverordnung vorzulegen.

Förderung von Mehrgenerationenhäusern geht weiter
Zum 1. Januar 2017 startet neues Bundesprogramm
Im Anschluss an das bis Ende 2016 
verlängerte Aktionsprogramm Mehr-
generationenhäuser II wird am 1. 
Januar 2017 ein neues Bundespro-
gramm zur Förderung von Mehrgene-
rationenhäusern starten.

Der familienpolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Mar-
cus Weinberg, und der zuständige 
Berichterstatter Josef Rief begrüßen 
dass das für die Weiterführung der 
Mehrgenerationenhäuser zuständige 
Bundesfamilienministerium nun-
mehr die erforderlichen Förderkrite-
rien für ein neues Bundesprogramm 
erarbeitet hat.

Marcus Weinberg: „Damit wird unsere 
Forderung endlich umgesetzt. Der 
Grundstein für eine weitere Finanzie-
rung der Mehrgenerationenhäuser 
zumindest bis zum Jahr 2020  ist 
gelegt. Auch wenn sich die Mehrgene-
rationenhäuser einem erneuten 
Antragverfahren stellen müssen, 
bedeutet dieser Schritt doch ein 

gewisses Maß an Planungssicherheit. 
Wichtig ist für CDU/CSU insbeson-
dere, dass bisherige Standorte und 
Trägerstrukturen erhalten bleiben, 
um Erfahrungswissen zu sichern.

Künftig wird es nur zwei, statt bisher 
vier, inhaltliche Schwerpunkte geben: 
die Bewältigung des demografischen 
Wandels und die Integration von 
Menschen mit Migrations- und 
Fluchtgeschichte. Die reduzierten 
Vorgaben erleichtern die bedarfsge-
rechte Ausgestaltung der Arbeit der 
Häuser vor Ort.

Josef Rief: „Besonders wichtig ist uns, 
dass bei den Förderkriterien gleich-
zeitig auch bürokratische Hürden 
abgebaut werden. Dies bedeutet eine 
riesige Erleichterung für die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter, die oft mit 
großem bürokratischem Aufwand 
kleinste Beträge sammeln und verbu-
chen mussten. Mit diesen Erleichte-
rungen wird gleichzeitig eine Forde-
rung von CDU/CSU umgesetzt.

Zudem können aufgrund der Erhö-
hung der Hausmittel 2016 noch zehn 
weitere Häuser finanziert werden. Mit 
ihnen soll in einem Pilotprojet die 
Vorgaben und Inhalte des neuen Bun-
desprogramms ab 2017 erprobt wer-
den. Wir sind überzeugt, dass dies 
gelingen wird, denn deutschlandweit 
wird in den Mehrgenerationenhäuser 
hervorragende und wertvolle Arbeit 
geleistet. Der Treffpunkt für Jung und 
Alt hat sich etabliert. Jedes Mehrgene-
rationenhaus mehr, stellt eine Berei-
cherung für die Generationen vor Ort 
dar.“

Verfahrensablauf

Das Interessenbekundungsverfah-
ren läuft vom 25. April 2016 bis 31. 
Mai 2016. Am 20. und 27. April 2016 
haben in Berlin und Frankfurt/Main 
zum Auftakt Informationsveranstal-
tungen stattgefunden. Mehrgenerati-
onenhäuser, die am neuen Förderpro-
gramm nicht mehr teilnehmen, sollen 
durch neue Häuser ersetzt werden. 
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Bewerben können sich juristische 
Personen des öffentlichen Rechts und 
gemeinnützige juristische Personen 
des privaten Rechts mit Sitz in 
Deutschland.

Der Link zum Online-Bewerbungs-
formular wird mit dem Start des Inte-
ressenbekundungsverfahrens auf der 
Website www.mehrgenerationenha-
euser.de eingestellt.

Nach Abschluss des Interessenbe-
kundungsverfahrens  trifft das Bun-
desministerium für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend in 
Abstimmung mit den Ländern eine 
Auswahlentscheidung, welche teil-
nehmenden Interessenten zur 
Antragstellung aufgefordert werden.  
Ab dem 5. September 2016 werden die 
Aufforderungen zur Antragstellung 
und die Absageschreiben versandt. 
Mit der Aufforderung zur Antragstel-
lung erhält der Träger den Zugang 
zum Online-Antragsverfahren. Die 
Antragstellung muss bis zum 31. 
Oktober 2016 erfolgt sein. Mit Antrag-
stellung müssen die Nachweise über 
die kommunale Kofinanzierung und 
der Beschluss der kommunalen Ver-
tretungskörperschaft mit Zusage, das 
Mehrgenenationenhaus in die komu-
nalen Planungen einzubeziehen, vor-
gelegt werden. Die Förderzusage soll 
entsprechend der geplanten Laufzeit 
des Programms vom 1. Januar 2017 
bis 31. Dezember 2020 gelten.

Bisherige Standorte möglichst 

erhalten

Das Erfahrungswissen, das die 
Mehrgenerationenhäuser in ihrer 
Arbeit in den Kommunen als Instru-
mente unter anderem zur Ergänzung 
der sozialen Infrastruktur, zur Bewäl-
tigung des demografischen Wandels 
und zur Integration von Menschen 
mit Migrationshintergrund und 
Fluchtgeschichte gesammelt haben, 
soll gesichert werden. Das neue Pro-
gramm soll zunächst bis 2020 laufen. 
Dabei sollen die bisherigen Standorte 
und Trägerstrukturen möglichst 
umfassend erhalten bleiben, um 
erfahrungswissen zu sichern.

Inhaltliche Ausgestaltung — Mehr 

Flexibilität

Das neue Bundesprogramm ermög-
licht den Mehrgenerationenhäusern 
mehr Flexibilität in ihrer Arbeit. Sie 
können ihre Angebote zukünftig noch 
besser an den jeweiligen Ausgangsla-
gen und Bedarfen vor Ort ausrichten 

und so die Wirkung der Mehrgenerati-
onenhäuser in den Kommunen weiter 
stärken. Dabei wird es künftig nur 
noch zwei Schwerpunkte geben, die 
den Rahmen vorgeben, in denen die 
Häuser ihre Angebote bedarfsgerecht 
und möglichst flexibel gestalten kön-
nen:

1. Gestaltung des demografischen 
Wandels als obligatorischer Schwer-
punkt

2. Integration von Menschen mit Mig-
rations- und Fluchtgeschichte als 
fakultativer Zusatzaspekt.

Zusätzlich werden mit generatio-
nenübergreifender Arbeit, Einbin-
dung freiwilligen Engagements und 
Sozialraumorientierung drei Quer-
schnittsziele verfolgt.

Da die bisherige Vorgabe, dass für 
Personalkosten maximal 20.000 Euro 
der Fördermittel eingesetzt werden 
dürfen, entfällt, wird das neue Pro-
gramm den Mehrgenerationenhäu-
sern einen flexibleren Einsatz der För-
dermittel als Personal- und/oder 
Sachkosten ermöglichen. Damit wird 
dem Umstand Rechnung getragen, 
dass Mehrgenerationenhäuser Sach-
mittel in der Regel leichter anderwei-
tig einwerben können als Personal-
kosten.

Stärkere kommunale Einbindung

Die Neukonzeption ist auf eine 
stärkere kommunale Verankerung der 
Mehrgenerationenhäuser ausgerich-
tet. Zudem stärkt sie die Kommunen 
in ihrer Koordinierungsfunktion zur 
Bewältigung des demografischen 
Wandels und aktueller Herausforde-
rungen wie der Integration von Men-
schen mit Migrations- und Fluchtge-

schichte.

Neben der bereits bislang prakti-
zierten Kofinanzierungszusage von 
Stadt bzw. Gemeinde, Landkreis und/
oder Land soll künftig ein Beschluss 
der kommunalen Vertretungskörper-
schaft erreicht werden, der ein 
Bekenntnis zum Mehrgenerationen-
haus sowie konzeptionelle Überle-
gungen beinhalten soll, wie das Mehr-
generationenhaus in die Planungen 
zur Bewältigung des demografischen 
Wandels einbezogen werden kann. 
Das neue Bundesprogramm zielt 
damit auf eine stärkere Verankerung 
der Mehrgenerationenhäuser in den 
Kommunen.

Fördersumme

Unverändert bleibt im Vergleich 
zur bisherigen Praxis die Gesamtför-
dersumme je Haus: Diese beträgt wei-
terhin 40.000 Euro jährlich und setzt 
sich wie bislang auch aus einem Bun-
deszuschuss in Höhe von 30.000 Euro 
und einem Kofinanzierungsanteil 
von 10.000 Euro zusammen. 
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Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes
Bundesregierung beschließt Weiterentwicklung

Die Bundesregierung hat Mitte April 
2016 den Gesetzentwurf zur Ände-
rung des Gesetzes über die Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschut-
zes“ (GAK) beschlossen. Der Gesetz-
entwurf zielt darauf, die GAK zu 
einem starken politischen Steue-
rungsinstrument für die Entwicklung 
der ländlichen Räume auszubauen. 

Der Gesetzentwurf erweitert die 
Fördermöglichkeiten für Infrastruk-
tur und Kleinstbetriebe in struktur-
schwachen Gebieten — auch außer-
halb der Landwirtschaft. Gleichzeitig 
wird sichergestellt, dass dies nicht zu 
Lasten der bisherigen Aufgaben der 
GAK geht. Denn die Gemeinschafts-
aufgabe ist und bleibt ein entschei-
dendes Förderinstrument für die 
Agrarstruktur und für die Wettbe-
werbsfähigkeit der landwirtschaft 
lichen Betriebe.

Gerade in der schwierigen aktuel-
len Marktsituation kommt es neben 
kurzfristigen Hilfen zur Überbrü-
ckung von Liquiditätsengpässen ent-
scheidend darauf an, die Landwirt-
schaft mittel- und langfristig zu 
stärken. Dazu trägt die GAK mit der 
beträchtlichen Aufstockung der Mit-
tel für landwirtschaftliche lnvestitio-
nen entscheidend bei. Für das Jahr 
2016 hat der Bundestag ein Plus von 
30 Millionen Euro hierfür beschlos-
sen.

Die Landwirtschaft ist aber auch 
auf ein prosperierendes Umfeld und 
eine ausreichende Infrastruktur ange-
wiesen. Weiße Flecken auf der Land-
karte für schnelles Internet, unzurei-
chende Verkehrsanbindung oder eine 
schlechte Versorgungslage vor Ort — 
all das sind Faktoren, die auch den 
Landwirt ausbremsen können.

Mit der erweiterten GAK können 
wir einen wichtigen Beitrag leisten, 
um gleichwertige Lebensverhältnisse 
in Stadt und Land zu erhalten. Dafür 
gibt uns der Gesetzentwurf insbeson-
dere folgende neue Möglichkeiten zur 
Förderung von Investitionen an die 
Hand:

• in nichtlandwirtschaftliche Kleinst-
betriebe mit maximal zehn Beschäf-
tigten,

• in die Schaffung kleiner Infrastruk-
turen und Basisdienstleistungen 
für den ländlichen Raum,

• zur Umnutzung von Gebäuden, 
etwa als Multifunktionshaus,

• zugunsten des ländlichen Touris-
mus oder

• zur Verbesserung des kulturellen 
und natürlichen Erbes in den Dör-
fern.

Damit passen wir das Förderspekt-
rum der GAK möglichst weit an dasje-
nige der ELER-Verordnung an. Dazu 
gehört auch, dass die Fördermöglich-
keiten um den Aspekt der umweltge-
rechten Landbewirtschaftung ergänzt 
werden. So können die Fördermög-
lichkeiten der ELER-Verordnung für 
Maßnahmen des Klima- und Natur-
schutzes genutzt werden.

Damit die Investitionen wirken 
können und nicht versanden, müs-
sen sie für die Gesamtheit von Bedeu-
tung sein. Die Förderung soll sich auf 
diejenigen Regionen fokussieren, die 
aufgrund des demografischen Wan-
dels oder ihrer geografischen Abgele-
genheit besonderer Anstrengungen 
bedürfen, um die Daseinsvorsorge für 
die ländliche Bevölkerung sicherzu-
stellen.

lm Einzelnen erfolgt die Konkreti-
sierung der Fördermaßnahmen mit 
den Ländern im Rahmenplan der 
Gemeinschaftsaufgabe und wird vom 
Planungsausschuss beschlossen. 

Dort wird der Bund seine starke Stel-
lung nutzen, um politische Akzente 
bei der Fortentwicklung der ländli-
chen Räume zu setzen.

Für diese neuen Förderaufgaben in 
die ländliche Infrastruktur hat der 
Bundestag im Haushalt 2016 weitere 
30 Millionen Euro zusätzlich zur Ver-
fügung gestellt. Das unterstreicht die 
hohe Bedeutung, die der Entwicklung 
ländlicher Regionen beigemessen 
wird.

Das erweiterte Förderprogramm 
fügt sich ein in das Tableau weiterer 
Maßnahmen für die ländlichen 
Räume. Mit dem  Modellvorhaben 
„Land(Auf)Schwung“ und dem Bun-
desprogramm ländliche Entwicklung 
(BULE) fördert der Bund gezielt die 
Eigeninitiative der Menschen vor Ort 
und unterstützt die Erarbeitung krea-
tiver, maßgeschneiderter Lösungsan-
sätze für ländliche Regionen.

Mit dem GAK-Gesetz besteht nun 
die Chance, die bereits bestehenden 
Strukturen für die Förderung der 
ländlichen Regionen auf eine neue 
Stufe zu heben. Es wird damit gelin-
gen, die Landwirtschaft auch weiter-
hin bei wichtigen Investitionen zu 
unterstützen und gleichzeitig die 
dringend notwendige Förderung von 
Infrastruktur und Daseinsvorsorgen 
in den ländlichen Gebieten voranzu-
treiben.
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Ferienhäuser und Ferienwohnungen
Sichere Grundlage muss geschaffen werden
Schon seit vielen Monaten belastet 
die Tourismusbranche eine juristi-
sche Frage: Sind alle Ferienwohnun-
gen womöglich illegal? Nach Urteilen 
unter anderem vom Bundesverwal-
tungsgericht sind Ferienwohnungen 
in allgemeinen und reinen Wohnge-
bieten nämlich unzulässig. Sollte die-
ser Zustand langfristig anhalten, gäbe 
es enorme negative Folgen für den 
Tourismus — unter anderem in 
Schleswig-Holstein. Daher sprechen 
sich die beiden CDU-Bundestagsabge-
ordneten Ingo Gädechens und Ingbert 
Liebing schon seit vielen Monaten für 
eine juristische Klarstellung aus. 
Mitte März 2016 fand auf Anregung 
der Abgeordneten eine Sachverständi-
genanhörung im Tourismusaus-
schuss des Bundestags statt, in der 
mögliche Handlungsoptionen ausge-
lotet wurden.

„Eine sichere Grundlage im Bau-
recht für Ferienhäuser und -wohnun-
gen muss geschaffen werden“, erklärt 
Gädechens. „Darin waren sich auch 
alle Sachverständigen einig. Dies geht 
nur über eine Reform der Baunut-
zungsverordnung, in der dies geregelt 
wird. Die Anhörung hat deutlich 
gezeigt, dass wir hier weiter Druck auf 
SPD-Bauministerin Hendricks aus-
üben müssen, um schnell zu einer 
Lösung zu kommen.“ Alle Sachver-
ständigen haben nämlich darauf hin-
gewiesen, dass eine möglichst rasche 
Verordnungsnovelle durchgesetzt 
werden müsse, um den aktuellen 

Schwebezustand zu beenden. „Für die 
CDU ist dabei ein Punkt in der Umset-
zung besonders wichtig, der auch von 
den Sachverständigen gefordert 
wurde“, erklärt der CDU-Landesvorsit-
zende Liebing. „Jede Kommune soll 
selbst die Möglichkeit haben zu ent-
scheiden, ob Ferienwohnungen zuge-
lassen werden oder nicht. Damit 
schaffen wir eine Lösung mit Augen-
maß: Während in Gebieten mit Wohn-
raumproblemen für Einheimische die 
Kommune Ferienwohnungen aus-
schließen kann, bleiben anderenorts 
Ferienwohnungen wie schon bisher 
erhalten. Dort, wo es eine Durchmi-
schung gibt, muss dies von der Kom-
mune gesteuert werden können.“

Auf Nachfrage des Abgeordneten 

Gädechens erklärte ein Vertreter des 
zuständigen Bundesbauministeri-
ums, dass es nun schnellstmöglich zu 
einer Novelle der Baunutzungsver-
ordnung kommen soll. Spätestens bis 
Anfang Sommer sollen der Referen-
tenentwurf und ein Kabinettsbe-
schluss vorliegen. „Wir werden beide 
die Entwicklung genau im Auge 
behalten und den Druck aufrechter-
halten“, sind sich Liebing und Gäde-
chens einig. „Es darf nicht sein, dass 
ohne Not große Teile des Tourismus-
sektors staatlich verboten werden. 
Leider hat die zuständige SPD-Minis-
terin Hendricks bisher nur wenig 
Interesse an einer schnellen Lösung 
gezeigt. Daher ist es umso wichtiger, 
dass die CDU hier konsequent auf 
eine Änderung des Gesetzeslage 
pocht.“

Aktuelle Zahlen belegen, wie groß 
die Bedeutung von Ferienwohnungen 
und -häusern für den Tourismus bei-
spielsweise in Schleswig-Holstein ist. 
Insgesamt 45 Prozent der Übernach-
tungen von Urlaubern entfallen auf 
private oder gewerbliche Ferienwoh-
nungen. Bei zehn Millionen Über-
nachtungen in privaten Ferienwoh-
nungen pro Jahr wird so ein Umsatz 
von 719 Millionen Euro generiert. 
Auch andere Länder — insbesondere 
Mecklenburg-Vorpommern — sind 
von der aktuellen Rechtsunsicherheit 
stark betroffen und streben daher 
eine Änderung der Baunutzungsver-
ordnung an.
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Brandenburg: Diskussionstour zur Kommunalpolitik
14 plus 4 — so ist unser Brandenburg und so soll es auch bleiben

Am 7. März 2016 hat die CDU-Frak-
tion mit ihrer Diskussionstour zur 
Kommunalpolitik begonnen. In allen 
Landkreisen und kreisfreien Städten 
stellt die Fraktion ihr Strategiepapier 
zur Kommunalreform vor und disku-
tiert mit den Bürgern vor Ort. 

Der Vorsitzende der CDU-Fraktion 
im Landtag Brandenburg, Ingo Senft-
leben, lädt zu einem Austausch über 
die Zukunft Brandenburgs ein. „14 
plus 4 – so ist unser Brandenburg und 
so soll es auch bleiben. SPD und Linke 
hingegen halten trotz deutlicher 
Ablehnung der Brandenburger an der 
geplanten Zerschlagung von Land-
kreisen und kreisfreien Städten fest. 
Deshalb kommt es auf uns an, eine 
klare Alternative zum Kurs von SPD 
und Linke aufzuzeigen. 

Wir stehen für Kooperation statt 

Zwangsfusion und lehnen auch eine 
weitere Gemeindegebietsreform mit 
seelenlosen Großgemeinden ganz 
entschieden ab. Wir wollen regionale 
Identitäten erhalten, eine bürgernahe 
Verwaltung sichern und ehrenamtli-
ches Engagement schützen. An die-
sen Zielen werden wir konsequent 
arbeiten, um unsere Heimat Branden-
burg zu stärken. Wir freuen uns auf 
den Dialog mit den Brandenburgern.“

Sven Petke, kommunalpolitischer 
Sprecher der CDU-Fraktion, sieht die 
Alternativvorschläge der Brandenbur-
ger Union bestätigt. „In Gesprächen 
vor Ort haben wir bisher viel positives 
Feedback zu unserem Strategiepapier 
erhalten, viele Brandenburger befür-
worten unsere Ideen. Wir lehnen die 
vollkommen überflüssige Auflösung 
gewachsener und funktionierender 

Strukturen in Brandenburg ab. Die 
geplanten Zwangsfusionen von Land-
kreisen und kreisfreien Städten sind 
ja nur der erste Schritt, danach folgen 
Kultureinrichtungen, Krankenhäuser, 
Schulen usw. — kurz um, es geht um 
die Lebensqualität der Brandenbur-
ger. 

Unsere Vorschläge zur Modernisie-
rung der Verwaltung bilden eine pra-
xistaugliche Alternative zu einer 
Gebietsreform. Durch einen intelli-
genten Mix von freiwilligen und ver-
pflichtenden Kooperationen lassen 
sich Zwangsfusionen von Landkrei-
sen und ein Wegfall der kreisfreien 
Städte verhindern.  So sparen wir 
hohe Reformkosten und können 
stattdessen die Finanzkraft unserer 
Kommunen langfristig stärken.“

http://www.cdu-fraktion-branden-
burg.de/termine-karte

Schleswig-Holstein: Millionen liegen brach
Verhinderung statt Förderung beim Städtebau

Der CDU-Landesvorsitzende in 
Schleswig-Holstein, Ingbert Liebing, 
und die kommunalpolitische Spre-
cherin der CDU-Landtagsfraktion, 
Petra Nicolaisen, haben der Regierung 
von Ministerpräsident Torsten Albig 
vorgeworfen, den Städtebau in Schles-
wig-Holstein zu verhindern.

„Städte und Gemeinden sind fas-
sungslos, weil die Regierung die Städ-
tebauförderung im Land an die Wand 
fährt. Viele Millionen Euro liegen 
brach, weil der Innenminister in die-
sem Bereich nichts auf die Reihe 
bekommt. Reaktionen auf Förderan-
träge bekommen Städte und Gemein-
den manchmal erst nach Jahren. 
Immer wieder kommt es zu Verzöge-
rungen und die Städte und Gemein-
den müssen hohe Strafzinsen zahlen, 
weil sie die genehmigten Mittel nicht 
abrufen“, erklärte Liebing.

Die Städtebauförderung sei ein 
wichtiges Instrument, um Städten 
und Gemeinden eine zukunftsorien-
tierte Weiterentwicklung zu ermögli-
chen. Der Bund habe deshalb die Mit-
tel deutlich auf 700 Millionen Euro 
pro Jahr angehoben. Allein für Schles-
wig-Holstein stünden dadurch in die-

sem Jahr rund 15 Millionen Euro zur 
Verfügung. „Die Städtebauförderung 
dient den Kommunen vor Ort. Des-
halb müssen diese auch entscheiden, 
wie sie geförderte Maßnahmen 
umsetzen wollen. Es ist nicht hinzu-
nehmen, wenn sich das Innenminis-
terium über seine Aufsichtsfunktion 
hinaus in die Detailplanung ein-
mischt und hierdurch Projekte über 
Jahre verzögert“, so Liebing.

Petra Nicolaisen kritisierte zudem, 
dass die Bearbeitung von Anträgen 
und Anfragen im Innenministerium 
nur sehr schleppend vonstattengehe. 
Für die Kommunen bedeute dies 
lange Verzögerungen von Maßnah-
men. Es sei nachvollziehbar, dass 
Städte und Gemeinden verärgert 
seien, wenn sie ewig auf Antworten 
aus dem Haus von Minister Stefan 
Studt warten müssten. „Besonders 
widersinnig wird es, wenn das Innen-
ministerium durch langsame Bearbei-
tung oder zusätzliche Anforderungen 
Verzögerungen verursacht, für die die 
Kommunen dann Strafzinsen zahlen 
müssen. Von 2013 bis Mitte 2015 sind 
rund fünf Millionen Euro an soge-
nannten Zweckentfremdungszinsen 
angefallen. Man kann also davon aus-

gehen, dass viele Millionen Euro 
brach liegen, die eigentlich dringend 
in Investitionen fließen müssten. 
Zudem ist die Höhe der Zinsen mit 
fünf Prozentpunkten über dem Basis-
zins in der heutigen Niedrigzinsphase 
nicht mehr zu rechtfertigen. Und seit 
2015 kämen die gezahlten Strafzinsen 
nicht mal mehr der jeweiligen Förder-
maßnahme zugute“,  so Nicolaisen.

Liebing und Nicolaisen forderten 
die Landesregierung auf, unverzüg-
lich Maßnahmen zu ergreifen, um die 
Städtebauförderung im Land zu ver-
bessern. Hierzu forderten sie:

• eine Beschränkung des Landes auf 
die Rechtsaufsicht sowie kein Hin-
einregieren in Detailfragen von 
Anträgen;

• eine zügigere Bearbeitung von 
Anträgen und Anfragen durch das 
Innenministerium;

• eine Verlängerung der Frist (bislang 
drei Monate) bis zum Anfallen von 
Zweckentfremdungszinsen;

• eine Senkung des Zinssatzes für die 
Zweckentfremdungszinsen.
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KPV-Eckpunkte für ein erfolgreiches Zusammenleben 
So gelingen Integration und Einwanderung

Am 18. März 2016 hat der Bundesvor-
stand der Kommunalpolitischen Ver-
einigung der CDU und CSU Deutsch-
lands (KPV) den Entwurf „Eckpunkte 
für ein erfolgreiches Zusammenle-
ben: So gelingen Zuwanderung und 
Integration“ verabschiedet. Das Papier 
war unter der Federführung von 
Christian Haase MdB im KPV-Arbeits-
kreis „Integration“ erarbeitet worden.

Deutschland braucht mehr denn je 
ein schlüssiges Gesamtkonzept für 
Einwanderung und Integration. Die 
Kommunalpolitische Vereinigung der 
CDU und CSU (KPV) erarbeitet dazu 
wichtige Eckpunkte. Der KPV-Bundes-
vorsitzende Ingbert Liebing MdB und 
der Vorsitzende des zuständigen KPV-
Arbeitskreises Christian Haase MdB 
stellen die Eckpunkte für eine gelin-
gende Eingliederung in unsere Gesell-
schaft vor:

„Ob die gewaltige Herausforderung 
gelingt, die große Zahl von Menschen, 
die zu uns gekommen sind und bei 
uns bleiben werden, gut zu integrie-
ren, entscheidet sich vor Ort. Nur 
klare Zuständigkeiten und eindeutige 
Verantwortlichkeiten können dazu 
führen, dass Integration als persönli-
cher und familiärer Prozess gelingt.

Die Aufgaben und Leistungen müs-
sen aus Sicht der Betroffenen unter 
einem Dach gebündelt werden. In 
einem gemeinsamen Integrati-
onscenter als Anlaufstelle für alle 
müssen Ausländeramt, Jobcenter, 
Familienkasse, BAMF, Kinder-und 
Jugendhilfe, Schule und Berufsausbil-
dung Hand in Hand arbeiten. Auch wo 
dies nicht möglich ist, muss der 
Datenaustausch gewährleistet sein 
und in einer E-Akte zusammengefasst 
sein“, so Liebing.

„Wohnsitzauflagen sind zumindest 
zeitweise für Zuwanderer sinnvoll, 
damit die Integrationsanstrengungen 
vor Ort für Wohnen, Kinderbetreuung 
und Schule nicht ins Leere laufen. Ein 
Wohnortwechsel macht doch eigent-
lich nur dann Sinn, wenn die Integra-
tion auch auf dem Arbeitsmarkt 
gelungen ist und der Lebensunterhalt 
selber bestritten werden kann.

Wir brauchen ein Integrations-
pflichtgesetz, in dem die Pflichten 
und Rechte von Staat und Zuwande-

rern eindeutig festgelegt werden. 
Diese bilden den rechtlichen Rahmen 
für verbindliche Eingliederungsmaß-
nahmen. Wer langfristig hier bleiben 
will, muss sich verpflichten, die deut-
sche Sprache zu lernen, die gesell-
schaftlichen Werte zu achten und die 
freiheitliche, demokratische Grund-
ordnung zu akzeptieren. Werden 
Zuwanderer und Flüchtling straffäl-
lig, muss sich das auf seinen Aufent-
haltsstatus auswirken,“ so Haase.

Beschluss des Bundesvorstandes 

„Eckpunkte für ein erfolgreiches 

Zusammenleben: So gelingen Inte-

gration und Einwanderung“

Präambel

Deutschland muss jetzt die große 
Herausforderung der Integration 
noch offensiver annehmen: In 
Deutschland lebten Anfang 2015 rund 
8,1 Mio. Ausländer. Davon sind rund 
ein Drittel aus der EU und 1,5 Mio. 
Menschen mit türkischer Staatsange-
hörigkeit. Im vergangenen Jahr sind 
mehr als 1.000.000 Menschen als 
Asylbewerber oder Flüchtlinge dazu 
gekommen. Diese weiter wachsende 
Zahl ist eine riesige Herausforderung 
für den Bund, die Länder und vor 
allem für die Kommunen, Hilfskräfte 
und ehrenamtlichen Helfer, die nun 
schon seit Monaten eine hervorra-
gende Arbeit leisten. Dafür gebührt 
mehr denn je große Aufmerksamkeit 
und Anerkennung.

Ob die gewaltige Herausforderung 
gelingt, die große Zahl von Menschen, 
die bei uns sind und die längerfristig 
bei uns bleiben werden, besser zu 
integrieren, entscheidet sich vor Ort 
in den Gemeinden, Städten und Land-
kreisen. Deshalb sind die Kommunen 
bei der Erstellung eines nationalen 
Integrationsplans von Anfang an 
gleichberechtigt zu beteiligen.

Wir müssen aber auch feststellen, 
dass Leistungsfähigkeit und Akzep-
tanz vor Ort bei weiter ungebremstem 
und ungesteuertem Zuzug an ihre 
Grenzen stoßen. Deshalb ist es not-
wendig, die Zuwanderung zu ordnen, 
zu steuern und die Zahl der Flücht-
linge deutlich und schnell zu reduzie-
ren, damit wir uns besser um diejeni-
gen kümmern können, die Schutz 
brauchen und bei uns bleiben. Nur 

mit einer deutlichen Reduzierung des 
Flüchtlingsstroms erhalten wir die 
Perspektive für die Hilfe vor Ort und 
das Gelingen von Integration.

 Wir, die Kommunalpolitische Ver-
einigung von CDU und CSU, entwi-
ckeln Bausteine für ein schlüssiges 
Gesamtkonzept für Einwanderung 
und gelingende Integration in 
Deutschland. Im Sinne strengster 
Konnexität müssen die Kommunen 
für die Bewältigung dieser an der indi-
viduellen Lebenslage orientierten 
Aufgabe mit den notwendigen finan-
ziellen Mitteln vom Bund und den 
Ländern auskömmlich ausgestattet 
werden.

Nur klare Zuständigkeiten und ein-
deutige Verantwortlichkeiten können 
dazu führen, dass Integration als per-
sönlicher und familiärer Prozess 
gelingt. Deshalb müssen die Kommu-
nen eine fürsorgende und steuernde 
Aufgabe übernehmen. Hierzu benöti-
gen sie die notwendigen finanziellen 
Mittel.

In vielen Gemeinden, Städten und 
Kreisen gibt es erfolgreiche Integrati-
onskonzepte. Diese müssen nun 
kurzfristig weiterentwickelt werden. 
Dort, wo es noch keine gibt, müssen 
sie erarbeitet werden.

Integration wird nur erfolgreich 
sein, wenn wir die hier lebende Bevöl-
kerung mitnehmen. Es darf daher 
keine grundsätzlichen Bevorzugun-
gen oder Sonderregelungen, bei-
spielsweise beim Zugang zum 
Arbeits- und Wohnungsmarkt geben. 
Integrationsregeln müssen für alle 
Zuwanderer und Zugewanderte in 
Deutschland gelten.

1. Einwanderungsgesetz muss klare 
Regeln setzen

Deutschland muss klare Regelun-
gen für die Einwanderung treffen. 
Über die aktuellen Anforderungen 
hinaus, sind die Regeln für die Ein-
reise und den Aufenthalt in unserem 
Land in einem Gesetz zusammen zu 
fassen.  Zwischen den unterschiedli-
chen Arten der Zuwanderung muss 
klar unterschieden werden. Die recht-
liche Trennung zwischen originärem 
Asyl, der Aufnahme aufgrund der 
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Genfer Flüchtlingskonvention, dem 
subsidiären Schutz für Bürgerkriegs-
flüchtlinge und der Arbeitsmigration 
muss sichergestellt werden.

 Unsere sozialen Sicherungssys-
teme, der Fach- und Arbeitskräftebe-
darf und die demografische Entwick-
lung erfordern, ohne das Grundrecht 
auf Asyl in Frage zu stellen, die Aus-
wahl und Prüfung der geeigneten Per-
sonengruppen sowie die Feststellung 
der individuellen Integrationserfolge.

2. Integrationspflichtgesetz mit Kon-
sequenzen

Um in Zukunft Einwanderung und 
Integration besser zum Erfolg zu füh-
ren, brauchen wir Regelungen des 
Bundes, der Länder und der Kommu-
nen, die die gegenseitigen Rechte und 
Pflichten von Staat und Zuwanderer 
festlegen. Diese bilden den rechtli-
chen Rahmen für verbindliche Ein-
gliederungsvereinbarungen. Es muss 
klar geregelt werden, wer für die Auf-
gabe „Integration“ zuständig ist, wel-
che finanziellen Mittel dafür bereit-
stehen und wer gegebenenfalls 
welche Sanktionen oder Auflagen 
bestimmen darf.

3. Verbindliche Eingliederungsverein-
barungen schließen

Jeder langfristige Aufenthalt in 
unserem Land erfordert die Pflicht zur 
Integration. Das setzt nicht nur die 
Bereitschaft zum schnellen Erlernen 
der deutschen Sprache, sondern auch 
die Achtung der gesellschaftlichen 
Werte und der freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung voraus. 
Rechte und Pflichten der Menschen, 
die unsere Gesellschaft ergänzen und 
bereichern, müssen klarer artikuliert 
und verständlich gemacht werden. 
Integrationsschritte sind in einer ver-
bindlichen Eingliederungsvereinba-
rung auch mit Sanktionsmechanis-
men zu verankern.  Ein 
Aufenthaltsstatus muss beispiels-
weise unter den Vorbehalt der Recht-
streue gestellt werden. Die Straffällig-
keit von Zuwanderern und 
Flüchtlingen muss zur Verwirkung 
des Aufenthaltsrechts führen.  Ein 
unbefristetes Daueraufenthaltsrecht 
(Niederlassungserlaubnis) kann nur 
dem gewährt werden, der über ausrei-
chende Kenntnisse der deutschen 
Sprache verfügt, Grundkenntnisse 
unserer Rechts- und Gesellschafts-
ordnung nachweist, keine Straftaten 
begangen hat und seinen Lebensun-
terhalt sichern kann.

4. Wohnsitzauflage ist Voraussetzung 
für das Gelingen der Integration

Um Integrationsanstrengungen 
vor Ort beispielsweise für Wohnen, 
Kinderbetreuung und Schulbildung 
nicht ins Leere laufen zu lassen, sind 
zeitweise Wohnsitzauflagen für 
Zuwanderer sinnvoll. Wohnsitzaufla-
gen müssen beendet werden, wenn 
der Lebensunterhalt aus eigener Kraft 
bestritten werden kann. Wohnsitzauf-
lagen beugen einer Segregation und 
der Verschärfung von sozialen Prob-
lemlagen in Ballungsräumen vor. Sie 
machen Integrationsangebote erst 
plan- und steuerbar.

Zuwanderung ist vor dem Hinter-
grund des demografischen Wandels 
für viele Regionen, besonders aber für 
den ländlichen Raum, auch als 
Chance zu sehen. Wir wollen eine 
gezielte und auch finanziell geför-
derte Integrationspolitik im ländli-
chen Raum, die neue Chancen für den 
ländlichen Raum eröffnet.

5. Kommunen mit ausreichend 
Finanzmitteln ausstatten

Einwanderung und Integration 
kosten Geld: Beim Übergang vom 
Asylbewerberleistungsgesetz ins 
SGBII müssen bisher die Kommunen 
ihren Anteil an den Kosten der Unter-
kunft (KdU) tragen. Die Leistungen 
der Kinder- und Jugendhilfe, der Aus-
bau der Kinderbetreuung und der 
Schulen sowie die Kosten für Integra-
tionslotsen und bedarfsgerechte Inte-
grationsangebote werden erhebliche 
kommunale Mittel beanspruchen. 
Dazu kommen die aufgelaufenen Kos-
ten der Unterbringung und Versor-
gung von Flüchtlingen, sowie die Kos-
ten der Vorhaltung von Unterkünften 
und Infrastruktur. Diese Kosten kön-
nen die Kommunen nicht tragen.  Die 
Finanzausstattung der Kommunen 
muss mit der wachsenden Gesamt-
aufgabe „Integration und Eingliede-
rung“ kurzfristig deutlich verbessert 
werden. Der Anteil der Kommunen 
am Steueraufkommen des Bundes 
und der Länder muss erhöht werden. 
Wir fordern deshalb für die Kommu-
nen einen größeren Anteil an der 
Umsatzsteuer und eine stärkere Betei-
ligung des Bundes an den KdU.

6. Leistungsrecht für jugendliche 
unbegleitete Flüchtlinge anpassen

Die zunehmende Zahl der unbe-
gleiteten minderjährigen Flüchtlinge 
stellt eine große Herausforderung für 

die Kommunen dar. Überwiegend 
handelt es sich um Personen zwi-
schen 15 und 17 Jahren. Wir müssen 
sicherstellen, dass sie geschützt und 
gut betreut werden. Die Leistungen 
der Kinder- und Jugendhilfe insge-
samt müssen, wie im derzeitigen Koa-
litionsvertrag verabredet, auf den 
Prüfstand und auch grundsätzlich 
angepasst werden, damit diese Auf-
gabe sowohl organisatorisch wie 
finanziell auch in Zukunft leistbar 
bleibt.

7. Wohnungsbauinitiative starten

Deutschland bedarf – unabhängig 
von dem Zuzug von Flüchtlingen – 
einer umfassenden Wohnungsbauin-
itiative, sowohl im sozialen als auch 
im frei finanzierten Wohnungsbau. 
Dazu müssen ordnungsrechtliche 
und steuerliche Anreize geschaffen, 
ggf. die Landes- und Regionalplanung 
angepasst und Hemmnisse auch bei 
der Baulandmobilisierung abgebaut 
werden. Unser Ziel ist die Schaffung 
ausreichenden Wohnraums in allen 
Preissegmenten und Bereichen unter 
Berücksichtigung der geänderten 
Lebensverhältnisse. Insgesamt muss 
verstärktes Augenmerk auf die Schaf-
fung bezahlbaren Wohnraums für 
diejenigen Menschen gelegt werden, 
die zwar keine Hilfeansprüche nach 
den Sozialgesetzbüchern der Bundes-
republik Deutschland haben, die sich 
die hohen Mieten des frei finanzier-
ten Wohnungsbaus aber zunehmend 
nicht leisten können. Dies gilt insbe-
sondere für den Wohnraum für 
Geringverdiener, kinderreiche Fami-
lien, Alleinerziehende und Senioren, 
auch mit Blick auf den stark steigen-
den Bedarf an barrierefreiem Wohn-
raum. Hierzu gehört auch eine 
gezielte Eigenheimförderung vor 
allem für Familien. Jeder Umzug in 
ein Eigenheim entlastet auch den 
Mietwohnungsmarkt. Die Ergebnisse 
des Bündnisses für bezahlbares Woh-
nen und Bauen sind zeitnah umzuset-
zen. Die Aufstockung der 518 Mio. 
Euro Bundesförderung für den sozia-
len Wohnungsbau um jährlich 500 
Mio. Euro für die Jahre 2016 bis 2019 
ist ein erster wichtiger Schritt, der 
aber nicht dazu führen darf, dass 
heute die sozialen Brennpunkte von 
morgen gebaut werden. Die Länder 
sind aufgefordert, diese Mittel zweck-
entsprechend einzusetzen und aufzu-
stocken. Mittelfristig könnten bei-
spielsweise Erbbaumodelle 
Einstiegsmöglichkeiten für Flücht-
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linge sein, Eigenverantwortung für 
selbstgenutzte Wohnungen oder Häu-
ser zu übernehmen. Die Beschrän-
kungen der kommunalen Planungs-
hoheit durch restriktive Regelungen 
der Landesplanung hindern die Städte 
in den Ballungsräumen an der Schaf-
fung von Bauland für die benötigten 
Wohnungen. Die betroffenen Bundes-
länder müssen daher unverzüglich 
ihre Landesentwicklungs- und Regio-
nalpläne lockern, um den Städten zu 
ermöglichen, eigenverantwortlich 
und bedarfsgerecht ihrer Aufgaben 
zur Schaffung neuer Wohngebiete 
nachkommen zu können.

Schon mit dem Asylverfahrensbe-
schleunigungsgesetz ist die Möglich-
keit für den Bund, die Länder und die 
Kommunen geschaffen worden ist, 
von Regelungen etwa im Vergabe-, 
Bau- und Energieeinsparrecht abzu-
weichen. Davon muss stärker 
Gebrauch gemacht werden. Hier eröff-
net sich eine große Chance, zu einer 
neuen Bewertung von Standards in 
Deutschland zu kommen. Wir müs-
sen jetzt die Chance nutzen, Stan-
dards und Normen kritisch zu hinter-
fragen und Bürokratie im 
Bauplanungsrecht und Baurecht 
abzubauen.

8. Integrationscenter und Integrati-
onslotsen koordinieren Angebote

Die Einhaltung und der Erfolg von 
Integrationsvereinbarungen müssen 
individuell überprüft werden. Integ-
ration braucht aber auch gezielte För-
derung. Eine kommunale Einrichtung 
muss Anlaufstelle für die Zuwanderer 
und Flüchtlinge sein. Wir wollen 
möglichst viele Leistungen für 
Zuwanderer und Flüchtlinge bün-
deln. Ausländeramt, Jobcenter, Fami-
lienkasse, BAMF, Kinder- und Jugend-
hilfe, Schule und Berufsbildung 
organisieren ein gemeinsames Integ-
rationscenter bzw. vereinbaren, wo 
das nicht möglich ist, eine enge 
Zusammenarbeit. Der Datenaus-
tausch muss gewährleistet und in 
einer E-Akte zusammengefasst wer-
den.

In den Kommunen hat sich ein 
vielfältiges Sprachangebot verschie-
denster Träger und Initiativen entwi-
ckelt. Der Spracherwerb ist der Schlüs-
sel zur Integration. Sprachkenntnisse 
ermöglichen es, dem Schulunterricht 
zu folgen, eine Ausbildung oder ein 
Studium zu beginnen, einen Arbeits-
platz zu finden und am gesellschaftli-

chen Leben teilzunehmen. Integra-
tion geht aber über Spracherwerb und 
Berufseinstieg hinaus. Deshalb soll-
ten in allen Kommunen Integrations-
lotsen Angebote koordinieren, damit 
Ressourcen effizient eingesetzt und 
Integration bedarfsgerecht erfolgt. 
Freiwillige Integrationsausschüsse 
können die Arbeit unterstützen.

9. Kinderbetreuung ausbauen

Wir wollen Integration von Anfang 
an: Auch zugewanderte und geflüch-
tete Kinder müssen passgenaue 
Betreuung und Förderung erhalten. 
Integrationsvereinbarungen müssen 
– im Gegenzug zum Rechtsanspruch 
auf den Betreuungsplatz – den Besuch 
von Betreuungseinrichtungen, Quali-
fikations- und Sprachstandsfeststel-
lungen und qualifizierende Elternar-
beit vorsehen.

Spielgruppen leisten als nieder-
schwelliges Angebot einen wichtigen 
Beitrag, um Kinder erstmals an Regel-
betreuungsangeboten heranzuführen 
und um u.U. vorhandene Vorbehalte 
von Eltern abzubauen. Langfristig ist 
es selbstverständlich und aus integra-
tiven und pädagogischen Gründen 
sinnvoll, die zugewanderten und 
geflüchteten Kinder im Regelsystem 
– Kindertageseinrichtungen und Kin-
dertagespflege – zu betreuen. Sepa-
rate „Flüchtlingsgruppen“ können 
zunächst den Start für die Kinder 
erleichtern. Um den zusätzlichen 
Bedarf an Kita-Plätzen und Fachkräf-
ten abdecken zu können, müssen die 
duale Ausbildung für Erzieherinnen 
und Erzieher und die Aufbaustudien-
gänge für das Führungspersonal aus-
gebaut werden. Die Kommunen sind 
beim Ausbau der Kinderbetreuungs-
angebote sowohl bei den erforderli-
chen Investitionskosten als auch bei 
den Betriebs- und Personalkosten 
ausreichend finanziell zu unterstüt-
zen.

10. Schulen bei neuen Herausforde-
rungen unterstützen

Ein großer Teil der Flüchtlinge 
befindet sich noch im schulpflichti-
gen Alter. Die Kinder haben das Recht 
und die Pflicht, in die Schule zu 
gehen. Über Vorbereitungsklassen für 
zugewanderte und geflüchtete Kinder 
und Jugendliche können diese schnell 
an das Regelsystem herangeführt wer-
den. Das bietet die Chance, im bishe-
rigen Bildungsverlauf Versäumtes 
nachzuholen und den Kindern und 
Jugendlichen eine schulische Bildung 

zugutekommen zu lassen, wie sie den 
Anforderungen des deutschen 
Arbeitsmarktes entspricht. Kinder 
und Jugendliche müssen in die Lage 
versetzt werden, die regulären Bil-
dungseinrichtungen zu besuchen 
und einen qualifizierten Abschluss zu 
erlangen. Um dieses Ziel zu unterstüt-
zen, sind Eltern in den Bildungsweg 
ihrer Kinder eng einzubeziehen. Hier-
für ist auch die Einrichtung einer aus-
reichenden Zahl an gezielten Sprach-
lernklassen erforderlich.

Die Länder sind aufgefordert, für 
die Einstellung zusätzlicher Lehr-
kräfte und die Entwicklung von Quali-
fizierungskonzepten, wie Lehrkräfte 
auf diese große pädagogische Heraus-
forderung mit teilweise traumatisier-
ten Kindern und Jugendlichen vorbe-
reitet werden können, zu sorgen. Vor 
diesem Hintergrund ist die Schulsozi-
alarbeit zu stärken und entsprechend 
von den Ländern finanziell abzusi-
chern. Die Förderung eines Bil-
dungskoordinators für jeden Kreis 
durch den Bund wird begrüßt.

11. Gute Berufsorientierung und 
gesicherte Ausbildung

Für eine erfolgreiche Ausbildung 
ist eine gute Berufsorientierung not-
wendig. Um Anreize für mehr Ausbil-
dung zu setzen, müssen die Aufent-
haltsregeln sicherstellen, dass die 
Ausbildungsphase abgeschlossen und 
erste praktische Erfahrung im Betrieb 
gesammelt werden können. Deshalb 
ist es richtig, dass die Möglichkeit 
eröffnet wurde, frühzeitig ein Prakti-
kum ohne Genehmigung der BA auf-
zunehmen und sichergestellt ist, dass 
eine angefangene Ausbildung auch 
beendet werden kann. Für Asylbe-
rechtigte und anerkannte Flüchtlinge 
sollen die Praktikumszeiten, bei 
denen vom Mindestlohn abgewichen 
werden kann, auf mindestens sechs 
Monate verlängert werden. Berufs-
schulangebote in Kooperation mit 
den Handwerks- und Industriever-
bänden sind anzupassen und zu flexi-
bilisieren.

12. Berufliche Anerkennungsverfah-
ren weiterentwickeln

Integration ist individuell, denn 
jeder Flüchtling hat unterschiedliche 
Vorkenntnisse, Fähigkeiten und 
Erfahrungen. Diese Angaben müssen 
frühestmöglich ermittelt werden. 
Passgenaue Eingliederungsmaßnah-
men erleichtern die Suche nach 
einem geeigneten Arbeitsplatz. Für 
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die Integration von Flüchtlingen in 
den Arbeitsmarkt ist die Anerken-
nung ihrer vorhandenen Berufsquali-
fikationen von zentraler Bedeutung. 
Die bisherigen Verfahren müssen 
optimiert werden. Wir begrüßen die 
Einstellung von Koordinatoren bei 
den Industrie- und Handelskammern 
sowie im Handwerk.

13. Rückkehroption offen halten

 Viele Flüchtlinge aus Kriegs- und 
Krisengebieten wollen nach Beendi-
gung der Krisensituation in ihrem 
Land in ihre Heimat zurückkehren. 
Sie werden nach Beendigung der Kri-
sensituation in ihren Heimatländern 
dringend gebraucht und von den hier 
erworbenen sprachlichen und beruf-
lichen Erfahrungen profitieren. Wir 
schlagen vor, in Kooperation mit der 
Wirtschaft Programme zur Bildung 
und Weiterbildung speziell für Flücht-
linge zu erarbeiten, um sie für den 
Wiederaufbau in den Heimatländern 
oder die langfristige Integration in 
den Arbeitsmarkt zu qualifizieren. 
Dazu könnten auch spezielle „Berufs-
schulen“ und „Jugendaufbauwerke“ 
errichtet werden, um schnell mit 
beruflicher Bildung beginnen zu kön-
nen und parallel den Spracherwerb zu 
forcieren.

14. Mehr Arbeitsgelegenheiten schaf-
fen

Die Flüchtlinge, die zu uns kom-
men, haben die unterschiedlichsten 
beruflichen Qualifikationen und Vor-
erfahrungen. Schon jetzt ist absehbar, 
dass für einen Großteil die Arbeitsm-
arktintegration Zeit benötigt. Einige 
haben unter Umständen auf längere 
Sicht nur wenige Chancen. Dauerhaf-
ter Ausschluss vom Arbeitsmarkt 
führt zur Frustration und kann Integ-
ration hemmen und verhindern. 
Umgekehrt ist die Aufnahme von 
Arbeit ein ganz wesentlicher Schritt 
der Integration von Menschen in die 
Gesellschaft und gibt Flüchtlingen die 
Chance, möglichst rasch für ihren 
Lebensunterhalt selbst zu sorgen. 
Deshalb sollten insbesondere vor Ort 
Arbeitsgelegenheiten geschaffen wer-
den. Das gleiche Angebot könnte dann 
auch anderen Arbeitssuchenden ohne 
Perspektive auf dem ersten Arbeits-
markt zur Verfügung stehen. Eine sol-
che Beschäftigung kann beispiels-
weise bei gemeinnützigen 
Organisationen, kommunalen Ein-
richtungen oder Unternehmen sowie 
Wohnungsbaugesellschaften erfol-
gen. Tätigkeiten im Rahmen von 
öffentlicher Beschäftigung müssen 
gemeinwohlorientiert, wettbewerbs-

neutral, möglichst wohnungsnah 
sein und im öffentlichen Interesse 
liegen.

15. Integration in Ehrenamts- und 
Vereinsstruktur forcieren

In den vor Ort vorhandenen Struk-
turen und zahlreichen ehrenamtli-
chen Initiativen können sich alle Ein-
wohner für unser Land engagieren. 
Die Einbindung von Zuwanderern 
und jetzt aktuell der Flüchtlinge in die 
Ehrenamts- und Vereinsstruktur 
muss gefördert werden. So kommen 
Menschen mitten in unserer Gesell-
schaft an. Zur Absicherung von Ver-
einsvorständen sollten Haftungsfra-
gen, zum Beipiel im Rahmen von 
Schnuppermitgliedschaften, rechtssi-
cher geklärt werden. Der Erfolg des 
Bundesfreiwilligendienstes zeigt 
ganz deutlich, wie groß die Bereit-
schaft der Deutschen zum Dienst am 
Gemeinwesen ist. Wir begrüßen, dass 
der Bundesfreiwilligendienst noch 
einmal erweitert und 10.000 zusätzli-
che Stellen geschaffen werden. Dort 
können sich nicht nur Deutsche, son-
dern auch Flüchtlinge mit sicherer 
Bleibeperspektive für unser Land 
engagieren und damit ein starkes Zei-
chen der Integrationsbereitschaft set-
zen. Dies gilt auch für die Ableistung 
des Freiwilligen Sozialen Jahres.
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